
 

Öffnungszeiten 
Mo-Fr 08.30 – 12.00 Uhr 
Do 14.00 – 18.00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Straßenverkehrsamt 
Mo-Fr 07.30 – 12.00 Uhr 
Di 14.00 – 16.00 Uhr 
Do 14.00 – 18.00 Uhr 
Nur nach Terminabsprache oder Ter-
minreservierung 

Mit Bus und Bahn zu uns:  
Fußweg vom Bahnhof Paderborn 
zum Kreishaus ca. 3 Minuten 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
IBAN  DE26 4765 0130 0001 0340 81 
BIC WELADE3LXXX 
 
VerbundVolksbank OWL eG. 
IBAN  DE89 4726 0121 8758 0000 00 
BIC DGPBDE3MXXX 

Deutsche Bank AG 
IBAN  DE45 4727 0029 0521 2162 00 
BIC DEUTDE3B472 
 
Steuer ID  DE126229853 
Steuernummer 339/5870/1115 

 

 

Vorhaben Antrag auf Vorbescheid nach § 9 BImSchG: Prüfung hinsichtlich der Standorteig-
nung, des Immissionsschutzes (Schall) sowie des Luftrechts 
Hier: Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Vestas V162-7.2 mit 
einer Nabenhöhe von 169,0 m, einem Rotordurchmesser von 162,0 m sowie einer 
Nennleistung von 7.200 kW (WEA 02)  
 

 

 
Antragsteller Energieplan Ost West GmbH & Co. KG, Graf-Zeppelin-Straße 69, 33181 Bad Wünnenberg 
  
Grundstück Bad Wünnenberg-Haaren, Feldflur 
  
Gemarkung Haaren          Haaren 
Flur 17                   17 
Flurstück 88                   73 
  

 
 
 

 
V O R B E S C H E I D  

 
gemäß § 9 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

 
hinsichtlich der Standorteignung, des Immissionsschutzes (Schall) sowie des Luftrechts für die Er-
richtung und den Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Vestas V162-7.2 mit einer Nabenhöhe 
von 169,0 m, einem Rotordurchmesser von 162,0 m sowie einer Nennleistung 
von 7.200 kW (WEA 02) unter Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
gem. §§ 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB, 73 Abs. 1 BauO NRW 
 
 

 
 

 

Per Postzustellungsurkunde 
 
Energieplan Ost West GmbH & Co. KG 
Graf-Zeppelin-Straße 69 
 
33181 Bad Wünnenberg  

Der Landrat  
Kreis Paderborn 
Dienstgebäude: C / E 
Büro: C.03.20 
Aldegreverstr. 10 – 14, 33102 Paderborn 

Ansprechperson: Herr Bielefeld 
Amt: Amt für Umwelt, Natur und Klima-
schutz 

 05251 308-6663 
 05251 308-6699 
 bielefeldd@kreis-paderborn.de 

 
Mein Zeichen: 40892-24-600 
Datum: 26.05.2025 
 

Kreis Paderborn | Postfach 1940 | 33049 Paderborn 
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I. Tenor 

 
Auf Antrag vom 21.05.2024 wird gemäß § 9 BImSchG in Verbindung mit §§ 1 und 2 der 4. BImSchV sowie 
Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV der  
 

Vorbescheid 
 
hinsichtlich der Standorteignung, des Immissionsschutzes (Schall) sowie des Luftrechts für die Errich-
tung und den Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Vestas V162-7.2 mit einer Nabenhöhe von 
169,0 m, einem Rotordurchmesser von 162,0 m sowie einer Nennleistung von 7.200 kW (WEA 02) 
unter Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens gem. §§ 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB, 73 Abs. 1 BauO 
NRW erteilt.   
 
Dieser Vorbescheid wird gemäß § 9 Abs. 2 BImSchG unwirksam, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit die Genehmigung beantragt wird. Er berechtigt nicht zur Errichtung der An-
lage oder von Teilen der Anlage. Dieser Vorbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, 
die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.  
 
 
Gegenstand dieses Vorbescheids 
 

Anlage Gemeinde Gemarkung Flur(e) Flurstück(e) East / North  

WEA 02 Bad Wünnenberg Haaren 17 88, 73 
32.477.318,02 / 
5.712.878,12 

 
 
Der Vorbescheid wird neben den vorgenannten Bestimmungen zu deren Inhalten und Umfang nach Maß-
gabe der folgenden Abschnitte erteilt:  
 

I.  Tenor  
II.  Inhalts- und Nebenbestimmungen   
III.  Begründung  
IV.  Verwaltungsgebühr  
V.  Rechtsbehelfsbelehrung  
VI.  Anlagen  
  1. Auflistung der Antragsunterlagen 
  2. Verzeichnis der Rechtsquellen 

 
 

II. Inhalts- und Nebenbestimmungen 

 
Um die Erfüllung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen, werden 
neben den in Abschnitt I. – Tenor – aufgeführten Bestimmungen zum Inhalt und Umfang der Genehmigung 
zusätzlich die nachstehenden Nebenbestimmungen gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG festgesetzt:  
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A. Auflagen  
 
 
Immissionsschutzrechtliche Auflagen  

 
Immissionsbegrenzung - Schallleistungsbegrenzungen der Windenergieanlagen  
 

 

 Schallleistungsbeschränkung zur Nachtzeit  
 
1. Die nachfolgend aufgeführte Windenergieanlage ist zur Nachtzeit von 22:00-06:00 Uhr entsprechend 

der Schallimmissionsprognose der Ramboll Deutschland GmbH vom 27.09.2024 im Zusammenhang mit 
der Herstellerangabe v. 29.02.2024 mit den hier festgelegten Leistungsdaten zu betreiben. Zur Kenn-
zeichnung der maximal zulässigen Emissionen sowie des genehmigungskonformen Betriebs gelten fol-
gende Werte: 

 

Modus

BM SO2
63

[Hz]

125

[Hz]

250

[Hz]

500

[Hz]

1000

[Hz]

2000

[Hz]

4000

[Hz]

8000

[Hz]

σR

[dB]

σP

[dB]

σProg

[dB]

LW,Okt [dB(A)] 85,6 93,2 96,4 96,6 95,0 90,5 83,0 72,5 0,5 1,2 1,0

Le,max,Okt [dB(A)] 87,3 94,9 98,1 98,3 96,7 92,2 84,7 74,2

Lo,Okt [dB(A)] 87,7 95,3 98,5 98,7 97,1 92,6 85,1 74,6

WEA 02-V 162-7.2; max. Leistung 6.313 kW

LW,Okt   = Oktavpegel aus dem zugehörigen Vermessungsbericht 
Le,max,Okt  =maximal zulässiger Oktavschallleistungspegel 
Lo,Okt   =Oktavpegel einschließlich aller Zuschläge für den oberen Vertrauensbereich 
σR, σP, σProg = berücksichtigte Unsicherheiten für Vermessung, Standardabweichung und das Prognosemodell 
 

Die Werte der oberen Vertrauensbereichsgrenze Lo,Okt stellen das Maß für die Auswirkungen des geneh-
migungskonformen Betriebs inklusive aller erforderlichen Zuschläge zur Berücksichtigung von Unsicher-
heiten dar und dürfen nicht überschritten werden. Sie gelten somit auch als Vorbelastung für nachfol-
gende Anlagen 
 
 
Aufschiebung des Nachtbetriebs 

 
2. Die Windenergieanlage WEA 02 ist solange während der Nachtzeit von 22:00 - 6:00 Uhr außer Betrieb 

zu setzen, bis das Schallverhalten des WEA-Typs durch eine FGW-konforme Vermessung an der bean-
tragten Windenergieanlage selbst oder einer anderen Windenergieanlage gleichen Typs belegt wird. Es 
ist nachzuweisen, dass die im Wind-BIN des höchsten gemessenen Summenschallleistungspegels ver-
messenen Oktavschallleistungspegel zuzüglich des 90%-Konfidenzintervalls der Gesamtunsicherheit aus 
Vermessung, Serienstreuung und Prognosemodell (Lo,Okt,Vermessung) die v.g. Werte der obere Ver-
trauensbereichsgrenze Lo,Okt nicht überschreiten. Werden nicht alle Werte Lo,Okt eingehalten, kann 
der Nachweis für die Aufnahme des Nachtbetriebs über die Durchführung einer erneuten Ausbreitungs-
rechnung für die betroffene einzelne WEA erbracht werden. Diese Kontrollrechnung ist mit dem identi-
schen Ausbreitungsmodell einschließlich der Immissionsaufpunktmodellierung durchzuführen, wie es in 
der Schallprognose des Ramboll Deutschland GmbH vom 27.09.2024 abgebildet ist. Als Eingangsdaten 
sind die oberen Vertrauensbereichsgrenzen der vermessenen Oktavschalleistungspegel 
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Lo,Okt,Vermessung des Wind-BINs mit dem höchsten gemessen Summenschallleistungspegel anzuset-
zen. Der Nachweis für die Aufnahme des Nachtbetriebs gilt dann als erbracht, wenn die so ermittelten 
Teilimmissionswerte der betroffenen einzelnen WEA die für sie in der Schallprognose des Ramboll 
Deutschland GmbH vom 27.09.2024 ermittelten und auf Seite 6, Tabelle 2 aufgelisteten Teilimmissions-
pegel  nicht überschreiten. 
Der Nachtbetrieb ist nach positivem Nachweis und Freigabe durch die Genehmigungsbehörde (Kreis Pa-
derborn) in dem Betriebsmodus mit der zugehörigen maximalen Leistung und Drehzahl zulässig, der 
dem vorgelegten schalltechnischen Nachweis zu Grund liegt. 

 
Wird das o.g. Schallverhalten durch einen FGW konformen Messbericht an der eigenen Anlage oder 
durch einen zusammenfassenden Messbericht aus mindestens 3 Einzelmessungen nachgewiesen, ent-
fällt die nachfolgende aufgeführte Auflage zur Durchführung einer separaten Abnahmemessung.  
Es wird darauf hingewiesen, dass im Einzelfall auch zu einem späteren Zeitpunkt eine Messung nach §26 
BImSchG angeordnet werden kann um den genehmigungskonformen Nachtbetrieb gemäß Auflage 1 zu 
überprüfen. 

 
3. Bis zur Vorlage eines Berichtes über die Typvermessung kann der Nachtbetrieb aufgenommen werden, 

wenn die betroffene WEA zur Nachtzeit übergangsweise in einem schallreduzierten Betriebsmodus be-
trieben wird, dessen Summenschallleistungspegel nach Herstellerangabe um mindestens 3,0 dB(A) un-
terhalb des Summenschallleistungspegels liegt, welcher der Schallprognose für diese WEA zugrunde 
liegt. 
Hinweis: 
Liegt für einen gegenüber der Schallprognose stärker schallreduzierten Betriebsmodus bereits eine 
Typvermessung vor, kann dieser auch dann gefahren werden, wenn er um weniger als 3 dB(A) unter 
dem eigentlich angestrebten Modus liegt, da dieser den Genehmigungsanforderungen für den vorläufi-
gen Nachtbetrieb in Bezug auf typvermessene WEA entspricht. 
 
 
Abnahmemessung 

 
4. Für die WEA 02 ist der genehmigungskonforme Nachtbetrieb entsprechenden den Nebenbestimmun-

gen 1 und 5 durch eine FGW-konforme Abnahmemessung eines anerkannten Sachverständigen nach 
§§ 26, 28 BImSchG, der nachweislich Erfahrungen mit der Messung von Windenergieanlagen hat, 
nachzuweisen. Spätestens einen Monat nach Inbetriebnahme ist dem Kreis Paderborn eine Kopie der 
Auftragsbestätigung für die Messungen zu übersenden. Vor Durchführung der Messungen ist das 
Messkonzept mit dem Umweltamt des Kreises Paderborn abzustimmen. Nach Abschluss der Messun-
gen ist dem Umweltamt des Kreises Paderborn ein Exemplar des Messberichts sowie der ggf. erforder-
lichen Kontrollrechnung vorzulegen. 
Die Abnahmemessung ist innerhalb von 15 Monaten nach Inbetriebnahme der WEA durchzuführen. 
Die Abnahmemessung kann mit Zustimmung der Genehmigungsbehörde ausgesetzt werden, wenn im 
gleichen Zeitraum ein zusammenfassender FGW konformer Bericht vorgelegt wird in dem das Schall-
verhalten aus Messungen an mindestens 3 einzelnen Anlagen ermittelt wurde. 
 
 
Genehmigungskonformer Nachtbetrieb 

 
5. Im Rahmen einer messtechnischen Überprüfung ist der Nachweis eines genehmigungskonformen Be-

triebs dann erbracht, wenn der messtechnisch bestimmte Oktavschalleistungspegel des Wind-BINs mit 
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dem höchsten gemessenen Summenschallleistungspegel die v.g. Le,max,Okt Werte nicht überschreitet. 
Werden nicht alle Le,max,Okt Werte eingehalten, kann der Nachweis des genehmigungskonformen Betriebs 
über die Durchführung einer erneuten Ausbreitungsrechnung für die betroffene einzelnen WEA erbracht 
werden. Diese Kontrollrechnung ist mit dem identischen Ausbreitungsmodell einschließlich der Immis-
sionsaufpunktmodellierung durchzuführen, wie es in der Schallprognose der Ramboll Deutschland 
GmbH vom 27.09.2024 abgebildet ist. Als Eingangsdaten sind die gemessenen Oktavschallleistungspegel 
des WIND-BINs mit dem höchsten gemessenen Summenschallleistungspegel anzusetzen. Der Nachweis 
des genehmigungskonformen Betriebs gilt dann als erbracht, wenn die so ermittelten Teilimmissions-
werte der betroffenen einzelnen WEA die für sie in der Tabelle ab Seite 47 der Ramboll Deutschland 
GmbH vom 27.09.2024 aufgelisteten Vergleichswerte nicht überschreitet. 

 
6. Die Windenergieanlagen dürfen nicht tonhaltig sein. Tonhaltig sind WEA, für die nach TA Lärm ein Ton-

zuschlag von 3 dB oder 6 dB zu vergeben ist. 
 
 
 
Auflagen der Bezirksregierung Münster – Zivile Luftüberwachung 
 
 
7. Jedwede Abweichung vom beantragten Standort und der einleitend benannten Höhe ist der Bezirks-

regierung Münster zur Prüfung vorzulegen. Eine erneute luftrechtliche Bewertung behält sich die Be-
zirksregierung Münster vor.  
 

8. An der Windenergieanlage ist eine Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrt-
hindernissen“ vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) anzubringen und eine Veröffentlichung als Luft-
fahrthindernis zu veranlassen. 

 
9. Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Wind-

kraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge 
 a) außen beginnend mit 6 Meter orange 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder 
 b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot 

zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau 
(RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwen-
den. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig. 

 
10. Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rück-

wärtig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen 
darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Ele-
mente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 

 
11. Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder 

Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus 
technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden. 

 
12. Am geplanten Standort kann abhängig von der Hindernissituation ergänzend auch Tagesfeuer (Mittel-

leistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemäß ICAO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Ab-
kommens) installiert werden. Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt 
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installiert werden. Außerhalb von Hindernisbegrenzungsflächen an Flugplätzen darf das Tagesfeuer um 
mehr als 50 m überragt werden. 

 
13. Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 315 m ü. Grund/Wasser 

erfolgt durch Feuer W, rot. 
 

14. In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer, am 
Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinen-
hausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeu-
erungsebene um bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung 
mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 
3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen. 

 
15. Bei Anlagenhöhen von mehr als 315 m ü. Grund/Wasser ist vom Antragsteller ein flugbetriebliches Gut-

achten mit Kennzeichnungskonzept (Tages- und Nachtkennzeichnung) vorzulegen. Die zuständige Lan-
desluftfahrtbehörde entscheidet nach Prüfung des Gutachtens über die Zustimmung zur Errichtung der 
Windenergieanlage. 

 
16. Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei 

mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Der 
Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9. 

 
17. Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer bedarfsgerechten Nacht-

kennzeichnung erfolgen. Dies ist der meiner Behörde anzuzeigen. Da sich der Standort der geplante 
WKA außerhalb des kontrollierten Luftraumes befindet, bestehen aus zivilen und militärischen flugsi-
cherungsbetrieblichen Gründen keine Bedenken gegen die Einrichtung einer BNK. 

 
18. Das Feuer W rot, bzw. Feuer W, rot ES ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder 

Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinen-
hausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die ge-
doppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erfor-
derlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Ro-
tors verdeckt werden. 

 
19. Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 

Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten. Für die Ein- 
und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämme-
rungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
 

20. Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz um-
schalten. 

 
21. Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als Windenergieanlagen-

Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, 
nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- 
und Nachtkennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umge-
benden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Gefahr für die Sicherheit des 
Luftverkehrs behalte ich mir vor die Befeuerung aller Anlagen anzuordnen. 
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22. Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ 
mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmit-
tel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers 
muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen. 

 
23. Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAMOffice in Langen unter 

der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. 
Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, 
ist das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei 
Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständige Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf 
der zwei Wochen erneut zu informieren. 

 
24. Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversor-

gungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall 
der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung 
sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten 
auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Inf-
rarotkennzeichnung. 

 
25. Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der 

vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. 
Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen. 

 
26. Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr 

als 100 m ü. Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
 

27. Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m ü. Grund mit einer Tageskennzeichnung und an 
der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 

 
28. Der Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung unverzüglich zu beheben. Da die WEA aus Sicher-

heitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, wird seitens der Bezirksregierung 
Münster erwartet, dass dort der Baubeginn unaufgefordert rechtzeitig unter Angabe des Aktenzei-
chens  
26.10.01-050/2024.0347 Nr. 378-24 per E-Mail an 
 

  luftfahrthindernisse@bezreg-muenster.nrw.de 
 

bekannt geben wird. Dabei sind folgende endgültige Veröffentlichungsdaten für die Anlage anzuge-
ben: 
1. Mindestens 6 Wochen vor Baubeginn dieses Datum und 
2.      Spätestens 4 Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten zu übermitteln, um die 

Vergabe der ENR- Nr. und die endgültige Veröffentlichung in die Wege leiten zu können. 
Diese Meldung der endgültigen Daten (bitte per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst dann die folgenden De-
tails: 
a. DFS- Bearbeitungsnummer 
b. Name des Standortes 
c. Art des Luftfahrthindernisses 

mailto:luftfahrthindernisse@bezreg-muenster.nrw.de
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d. Geogr. Standortkoordinaten Grad, Min., Sek. mit Angabe des Bezugsellipsoid (Bessel, Krassowski 
oder WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen) 
e. Höhe der Bauwerksspitze [m ü. Grund] 
f. Höhe der Bauwerksspitze [m ü. NN, Höhensystem: DHHN 92] 
g. Art der Kennzeichnung [Beschreibung] 
 

29. Der Deutschen Flugsicherung ist unter dem Aktenzeichen NW 12210-a ein Ansprechpartner mit An-
schrift und Telefonnummer, der einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zu-
ständig ist, mitzuteilen. 

 
 
 
Auflage des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr  
 
30. Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-

leistungen der Bundeswehr, Infra I 3, per E-Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org) mit den endgültigen 
Daten: Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über 
Erdoberfläche und Gesamthöhe über NHN anzuzeigen. 

 
 
 

 

III. Begründung 

 
 
Antragsgegenstand und Verfahrensablauf  
 
Mit Antrag vom 21.05.2024, hier eingegangen am 22.05.2024, hat die Energieplan Ost West GmbH & Co. KG  
beantragt, dass durch Vorbescheid nach § 9 Abs. 1 BImSchG über die Standorteignung, den Immissionsschutz 
(Schall) sowie das Luftrecht für die Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Vestas 
V162-7.2 mit einer Nabenhöhe von 169,0 m, einem Rotordurchmesser von 162,0 m sowie einer Nennleistung 
von 7.200 kW (WEA 02) in Bad Wünnenberg-Haaren entschieden wird.    
 
Für die Entscheidung über den Antrag ist nach § 1 Abs. 3 ZustVU NRW der Kreis Paderborn als untere Um-
weltschutzbehörde zuständig. 
 
Für das Vorhaben wurde am 22.05.2024 ein gemeinsamer UVP-Bericht seitens der Antragstellerin einge-
reicht.  
 
Das Vorhaben sowie Ort und Zeit der Auslegung der Antragsunterlagen wurden am 28.08.2024 entsprechend 
§ 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der 9. BImSchV und §§ 18 ff. UVPG im Amtsblatt des Kreises Paderborn, 
im Internet auf der Internetseite des Kreises Paderborn sowie des UVP-Portals öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Antragsunterlagen haben danach in der Zeit vom 29.08.2024 bis einschließlich 30.09.2024 bei der Kreis-
verwaltung Paderborn sowie der Stadt Bad Wünnenberg zu jedermanns Einsicht ausgelegen. Zusätzlich wa-
ren die Antragsunterlagen während dieser Zeit im Internet auf der Homepage des Kreises Paderborn und im 
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UVP-Portal einsehbar. Während der Auslegung und bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist (bis 
einschließlich 31.10.2024) konnten Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch bei der Stadt Bad Wünnenberg sowie beim Kreis Paderborn erhoben werden.  
 
Es wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Da die Windenergieanlage nunmehr innerhalb der gekennzeichneten Fläche der 1. Änderung des Regional-
planes OWL (Feststellungsbeschluss vom 24.03.2025) liegt, wird aufgrund der Änderung der Rechtslage das 
Verfahren nach den Vorschriften des § 6 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) fortgeführt. Danach ist 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) nicht erforderlich.  
Die 1. Änderung des Regionalplans OWL (Wind/Erneuerbare Energien) ist am 04.04.2025 in Kraft getreten. 
 
 
Der Antrag mit den zugehörigen Antragsunterlagen wurde den im Genehmigungsverfahren zu beteiligenden 
Fachbehörden zur fachlichen Prüfung und Stellungnahme zugeleitet, und zwar neben den Fachämtern des 
Kreises Paderborn  

 
▪ der Stadt Bad Wünnenberg als Trägerin der Planungshoheit, 
▪ der Bezirksregierung Detmold,  
▪ der Bezirksregierung Münster,  
▪ dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr.  

 
Die beteiligten Fachbehörden haben den Antrag und die Unterlagen geprüft, es wurden keine grundsätzli-
chen Einwände gegen das Vorhaben erhoben, jedoch Nebenbestimmungen und Hinweise vorgeschlagen, die 
die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens sicherstellen.  
 
Das gemeindliche Einvernehmen wurde seitens der Stadt Bad Wünnenberg mit Schreiben vom 25.09.2024 
nicht erteilt.  
 
 
Befristung des Vorbescheids 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 BImSchG wird der Vorbescheid unwirksam, wenn der Antragsteller nicht innerhalb von 
zwei Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit die Genehmigung beantragt. Die Frist kann auf Antrag bis 
auf vier Jahre verlängert werden.  
 
 
 
 

Bauplanungsrechtliche Genehmigungsvoraussetzungen - Begründung des Ersetzens des gemeindlichen 
Einvernehmens - 
 
Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 36 i. V. m. § 35 BauGB wurde durch die Stadt Bad Wünnenberg mit 
Schreiben vom 25.09.2024 nicht erteilt.  
 
Die Stadt Bad Wünnenberg begründet die Versagung damit, dass der geplante Anlagenstandort außerhalb 
der im Flächennutzungsplan der Stadt Bad Wünnenberg angedachten Konzentrationszone für Windenergie 
liege, jedoch in den Windenergiebereichen der in Aufstellung befindlichen Arbeitskarten der 1. Änderung des 
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Regionalplanes OWL. Die Stadt verwies weiterhin auf die Auswirkungen des artenschutzrechtlichen Fachbei-
trages, um die Konfliktpotenziale bei der Artenvielfalt zu vermeiden.  
 
Mit Anhörung vom 06.03.2025 wurde die Stadt Bad Wünnenberg über die Absicht, das gemeindliche Einver-
nehmen zu ersetzen, informiert und ihr gem. § 28 VwVfG NRW Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  
 
Die Bezirksregierung Detmold -Regional-Initiative Wind OWL- wurde mit E-Mail vom 06.03.2025 über das 
beabsichtigte Ersetzen des Einvernehmens der Stadt Bad Wünnenberg sowie die beabsichtigte Erteilung der 
Genehmigung informiert. Gleichzeitig wurde um Prüfung der befristeten Aussetzung gem. § 36 LPIG NRW 
gebeten.   
Im Rahmen der Anhörung teilte die Stadt Wünnenberg mit Schreiben vom 19.03.2025 mit, dass an der Ver-
sagung des gemeindlichen Einvernehmens festgehalten werde.  
 
Per E-Mail vom 25.03.2025 teilte die Bezirksregierung Detmold -Regional-Initiative Wind OWL- mit, dass eine 
befristete Aussetzung gem. § 36 Abs. 3 LPIG NRW nicht in Betracht komme.  
 
 
Gem. § 36 Abs. 2 Satz 1 BauGB darf das gemeindliche Einvernehmen nur aus den in §§ 31, 33, 34 und 35 
ergebenden Gründen versagt werden.  
Windenergieanlagen sind gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im bauplanungsrechtlichen Außenbereich privilegiert 
zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
Vorliegend ist nicht ersichtlich, dass öffentliche Belange im Sinne von § 35 Abs. 3 BauGB dem Vorhaben ent-
gegenstehen. 
 
Die Windenergieanlage liegt nunmehr innerhalb der gekennzeichneten Fläche der 1. Änderung des Regional-
planes OWL (Wind/Erneuerbare Energien). Der Feststellungsbeschluss dazu wurde am 24.03.2025 getroffen.  
 
Die 1. Änderung des Regionalplans OWL (Wind/Erneuerbare Energien) ist am 04.04.2025 in Kraft getreten. 
 
 
Desweiteren wird – anders als die Stadt Bad Wünnenberg dies offenbar meint – auch keine Beeinträchtigung 
öffentlicher Belange gem. § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB gesehen, da seitens der Unteren Naturschutzbehörde aus 
naturschutzfachlicher Sicht keine unüberwindbaren Hindernisse bestehen, sofern die fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen durchgeführt werden.   
 
Das Vorhaben liegt im Landschaftsschutzgebiet „Offene Kulturlandschaft“, welches im Landschaftsplan Bü-
rener Almetal unter Ziffer 2.2.2 ausgewiesen ist. Die geplante WEA liegt innerhalb von einem im Regionalplan 
OWL (1. Änderung) dargestellten Windenergiebereich mit Beschleunigungswirkung. Nach § 26 (3) Bundesna-
turschutzgesetz sind  

in einem Landschaftsschutzgebiet die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen sowie der 
zugehörigen Nebenanlagen nicht verboten, wenn sich der Standort der Windenergieanlagen in einem 
Windenergiegebiet nach § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1353) befindet. Satz 1 gilt auch, wenn die Erklärung zur Unterschutzstellung nach § 22 
Absatz 1 entgegenstehende Bestimmungen enthält.  

Die geplante Windenergieanlage liegt nicht innerhalb eines Natura 2000-Gebietes. Innerhalb des maximalen 
denkbaren Einwirkungsbereiches der geplanten Windenergieanlage (1.000 m bei FFH-Gebieten, 3.500 m bei 
Vogelschutzgebieten) befindet sich das FFH-Gebiet „Wälder bei Büren“. Dieses FFH-Gebiet erstreckt sich 
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rundum die WEA mit einer Entfernung von ca. 87 m. Die FFH-Vorprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass es 
durch das Vorhaben zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen der Erhaltungszustände der maßgeblichen 
Bestandteile des o.g. FFH-Gebiets kommen wird.  
 
 
Bei den Erfassungen im Jahr 2023 im Rahmen der Erstellung des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (Loske, 
November 2023) wurden die WEA-empfindlichen Arten Korn-, Rohr- und Wiesenweihe, Kranich, Rot- und 
Schwarzmilan, Uhu und Weißstorch im Untersuchungsgebiet nachgewiesen. Laut Artenschutzrechtlichem 
Fachbeitrag bleibt es bei allen o.g. Arten– mit Ausnahme des Rotmilans - durch die Errichtung der WEA bei 
einem schicksalhaften, allgemeinen und nicht signifikant erhöhten Tötungsrisiko. Die artspezifischen Distan-
zen des Nahbereichs und des zentralen Prüfbereichs zwischen WEA und aktuell genutzten Brutplätzen wer-
den nicht unterschritten. 
 
Gem. der Rotmilanerfassung der Biologischen Station Paderborn-Senne e.V. und des o.g. Artenschutzrecht-
lichen Fachbeitrages liegen zwei Brutnachweise des Rotmilans im zentralen Prüfbereich (1.200 m) der WEA 
vor. Ein Brutnachweis stammt aus den Jahren 2020 und 2023 und liegt etwa 975 m nordöstlich der WEA und 
der andere Nachweis ist aus 2021 und befindet sich ca. 1.190 m nordöstlich der WEA.  
Aufgrund der Brutnachweise im zentralen Prüfbereich des Rotmilans von 1.200 m liegen laut § 45b Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) Anhaltspunkte dafür vor, dass das Tötungs- und Verletzungsrisiko der 
diese Brutplätze nutzenden Exemplare signifikant erhöht ist. Die signifikante Risikoerhöhung ist durch fach-
lich anerkannte Schutzmaßnahmen hinreichend zu mindern. 

 
 
Entgegen der Argumentation der Stadt Bad Wünnenberg kann damit nicht von einem Entgegenstehen öf-
fentlicher Belange gem. § 35 Abs. 3 BauGB ausgegangen werden.  
 
Die Versagung des gemeindlichen Einvernehmens gem. § 36 Abs. 2 Satz 1 BauGB erfolgte daher rechtswidrig 
seitens der Stadt Bad Wünnenberg.  
 
Gem. § 36 Abs. 2 S.3 BauGB kann die nach Landesrecht zuständige Behörde rechtswidrig versagtes Einver-
nehmen der Gemeinde ersetzen. Zuständig ist hier der Kreis Paderborn als untere Immissionsschutzbehörde.  
 
Die Entscheidung, ob das gemeindliche Einvernehmen ersetzt wird, steht nicht im Ermessen der zuständi-
gen Behörde, sondern ist eine gebundene Entscheidung; § 36 Abs. 2 S. 3 BauGB ist hier als Befugnisnorm zu 
verstehen (vgl. auch § 73 Abs. 1 BauO NRW). 
 
Das rechtswidrig versagte Einvernehmen wird gem. § 36 Abs. 2 S. 3 BauGB, § 73 BauO NRW daher ersetzt. 
 
 

IV. Verwaltungsgebühr 

 
Die mit diesem Bescheid erteilte Genehmigung ist auf Grund der §§ 13 Abs. 1 Nr. 1 und 14 Abs. 1 GebG 
NRW gebührenpflichtig.  
 
Die Festsetzung der Gebühr erfolgt in einem gesonderten Bescheid.  
 



26.05.2025 
Az.: 40892-24-600 
 

 

 12 / 15 
 

 

V. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsge-
richt Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster erhoben werden. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
gez.  
Brökling 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

VI. Anlagen 

 
1. Auflistung der Antragsunterlagen  
 
Die nachfolgend aufgeführten Antragsunterlagen sind Bestandteil des Vorbescheids und bestimmen dessen 
Inhalt und Umfang. Die mit diesem Vorbescheid erfassten Genehmigungsvoraussetzungen sind nach Maß-
gabe der zu diesem Bescheid gehörenden und nachfolgend aufgelisteten Antragsunterlagen auszuführen, 
zu betreiben und instand zu halten, soweit nicht durch die in Abschnitt I – Tenor – aufgeführten Bestim-
mungen zum Inhalt und Umfang der Genehmigung oder durch die in Abschnitt II. dieses Genehmigungsbe-
scheides festgesetzten Nebenbestimmungen etwas Anderes vorgeschrieben wird. Die Antragsunterlagen 
sind im Fall einer Genehmigung der Anlage insgesamt mit dem Vorbescheid sowie dem späteren Genehmi-
gungsbescheid in der Nähe der Betriebsstätte zur Einsichtnahme durch Bedienstete der Aufsichtsbehörde 
aufzubewahren.  
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Antragsunterlagen:  
 

Reg.-

Nr. 

 

 Inhaltsverzeichnis  
1.1 Antrag   
1.2 Projektkurzbeschreibung   
2 

3 

Bauantrag 

Lagepläne zum Bauantrag / Hindernisangaben 

4.1 

 

4.3 

• Gutachten zur Standorteignung von Windenergieanlagen nach DIBt 2012 für den Windpark 

Böddeken, Bericht-Nr.: I17-SE-2024-230, I17-Wind GmbH & Co. KG, Husum, 06.05.2024 

• UVP-Bericht, Dominik und Janina Wloka GbR, Gütersloh, 13.05.2024 

 

 

Sonstige Gutachten:  

 

• Schallimmissionsprognose für sechs WEA am Standort Böddeken, Bericht Nr. 24-1-3048-

000-NRM, Ramboll Deutschland GmbH, Kassel, 04.07.2024 

 

• FFH-Verträglichkeitsprüfung (Stufe 1) zur Errichtung und Betrieb von fünf Windenergiean-

lagen westlich der Ortschaft Haaren, Dominik und Janina Wloka GbR, Gütersloh, 

14.08.2024 

 

• Artenschutzfachbeitrag, Ing. Büro Landschaft & Wasser, Dr. K-H. Loske, Salzkotten, Novem-

ber 2023 

   
   
  

 

  

 

2. Verzeichnis der Rechtsquellen  

 

4. BImSchV 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BIm-
SchV)  

9. BImSchV 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) 

12. BImSchV 
Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV)  
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ArbSchG 
Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Be-
schäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG)  

ArbStättV 
Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – Ar-
bStättV)  

AVerwGebO NRW Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO NRW) S. 554) 

AwSV 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (AwSV)  

BauGB Baugesetzbuch (BauGB)  

BauGB-AG NRW 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen 
(BauGB-AG NRW)  

BauNVO 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunut-
zungsverordnung – BauNVO)  

BauO NRW 2018  
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 
2018 – BauO NRW 2018)  

BaustellV 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen 
(Baustellenverordnung – BaustellV)  

BetrSichV 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwen-
dung von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV)  

BImSchG 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)  

BNatSchG 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz - BNatSchG)  

DSchG NRW 
Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – DSchG NRW)  

ERVV 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behör-
denpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV)  

GebG NRW Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW)  

GefStoffV Gefahrstoffverordnung  
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KrWG 
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der um-
weltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts-
gesetz – KrWG)  

LKrWG NRW 
Kreislaufwirtschaftsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
kreislaufwirtschaftsgesetz - LKrWG) 

LNatSchG NRW 
Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnatur-
schutzgesetz – LNatSchG NRW)  

LuftVG Luftverkehrsgesetz (LuftVG)  

LWG NRW Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz 
– LWG NRW)   

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

UVPG NRW 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Nordrhein-
Westfalen (Landesumweltverträglichkeitsprüfungsgesetz - UVPG NRW)  

UWSchadAnzVO 
Ordnungsbehördliche Verordnung über die unverzügliche Anzeige von 
umweltrelevanten Ereignissen beim Betrieb von Anlagen (Umwelt-
Schadensanzeige-Verordnung - UWSchadAnzVO)  

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)  

WHG 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – 
WHG)  

ZustVU NRW Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU NRW)  

   

 
 
 

 
 


